
Satzung zur Änderung der Satzung

über die Versorgung der Grundstücke mit Wasser
und den Anschluss an die öffentliche Wasserversorgungseinrichtung

- Allgemeine Wasserversorgungssatzung -
der Verbandsgemeinde Wittlich-Land vom

28. November 2018

Der Verbandsgemeinderat hat am 01.07.2020 aufgrund des § 24 der Gemeindeordnung
(GemO) und der §§ 2, 7, 13 des Kommunalabgabengesetzes (KAG) folgende Satzung
beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird:

§ 1

Im § 2 Begriffsbestimmungen

1. Öffentliche Wasserversorgungseinrichtung
Zur öffentlichen Wasserversorgungseinrichtung im Sinne dieser Satzung und der
Entgeltsatzung für die Wasserversorgung gehören alle zur Erfüllung der Aufgabe der
Wasserversorgung notwendigen Wasserversorgungsanlagen zur Gewinnung bzw. zum
Bezug, zur Aufbereitung, zur Speicherung sowie die überörtlichen und örtlichen
Verteilungsanlagen; hierzu zählen auch Anlagen Dritter, die die Verbandsgemeinde als
Zweckverbandsmitglied, auf Grund einer Zweckvereinbarung oder auf Grund eines
privatrechtlichen Vertrages in Anspruch nimmt und/oder zu deren Herstellung, Erneuerung,
Erweiterung, Verbesserung, Betrieb und/oder Unterhaltung sie beiträgt.

7. Technische Bestimmungen
Die technischen Normen bzw. allgemein anerkannten Regeln der Technik in der jeweils
geltenden Fassung sind Bestandteil dieser Satzung und können beim Einrichtungsträger
während der Dienststunden eingesehen werden, insbesondere:
1. DIN 2000: Zentrale Trinkwasserversorgung -Leitsätze für Anforderungen an Trinkwasser,

Planung, Bau, Betrieb und Instandhaltung der Versorgungsanlagen (Aktuelle Fassung
2017-02);

2. EN 806-1 bis 806-5: Technische Regeln für Trinkwasserinstallation (Aktuelle Fassungen
von 2001 bis 2012) in Verbindung mit DIN 1988-100 bis 1988-600: Schutz des
Trinkwassers in der Hausinstallation (Aktuelle Fassungen von 2010 bis 2012) und mit DIN
EN 1717 (Aktuelle Fassung 2011-08);

3. DVGW Arbeitsblatt W 400-3 (Aktuelle Fassung 2006-09).

§ 2

Im § 3 Anschluss- und Benutzungsrecht

(1) Jeder Grundstückseigentümer ist berechtigt, den Anschluss seines Grundstückes an die
Wasserversorgungsanlagen zu verlangen (Anschlussrecht). Dieses Recht erstreckt sich
nur auf solche Grundstücke, die durch betriebsfertige Straßenleitungen oder Teile
hiervon erschlossen sind. Erschlossen ist ein Grundstück dann, wenn es unmittelbar an
das Grundstück, in dem die Straßenleitung liegt, angrenzt oder zu diesem Grundstück
einen Zugang über öffentliche Wege oder über ein anderes Grundstück desselben
Eigentümers hat. Bei Zugang über fremde private Grundstücke ist ein dinglich
gesichertes Leitungsrecht zu solchen erforderlich; denn Nachweis darüber hat der
Grundstückseigentümer zu erbringen. Die erstmalige Herstellung von Anlagen oder die
Erweiterung oder Änderung bestehender Anlagen kann nicht verlangt werden.

(4) Die Einrichtungen Dritter nach § 2 Nr. 1 gelten hinsichtlich des Anschluss- und
Benutzungsrechts der Verbandsgemeinde eigenen Wasserversorgungseinrichtung als
gleichgestellt.



§ 3

Im § 7 Benutzungszwang

(1) Alle Benutzer auf den an die öffentliche Wasserversorgungsanlage angeschlossenen
Grundstücken haben ihren gesamten Bedarf an Trink- und Brauchwasser ausschließlich
aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage zu decken. Nicht dem Benutzungszwang
unterliegt nur die außerhäusliche Verwendung von Niederschlagswasser als
Brauchwasser, insbesondere für die Garten- und Rasenbewässerung.

§ 4

Im § 8 Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang

(3) Abs. 1 und 2 gelten sinngemäß für die Befreiung vom Benutzungszwang. Die
Verbandsgemeinde kann darüber hinaus Befreiungen im Rahmen des für sie
wirtschaftlich Zumutbaren aussprechen; dabei ist insbesondere auf die
Entgeltbelastungen der übrigen Grundstückseigentümer im gesamten Versorgungsgebiet
Rücksicht zu nehmen. Die Verbandsgemeinde muss eine Befreiung versagen, wenn und
soweit technische oder hygienische (z.B. Verkeimungsgefahr) Einschränkungen
bestehen.

§ 5

Im § 10 Herstellung, Änderung und Abtrennung der Grundstücksanschlüsse

(7) Grundstücksanschlüsse, über die länger als ein Jahr kein Wasser entnommen wird,
trennt die Verbandsgemeinde gemäß DVGW Arbeitsblatt W 400-3, Kap. 7.6.4 vom
Verteilungsnetz ab. Das Benutzungsverhältnis ist damit aufgelöst.

(8) Der Aufwendungsersatz für die Grundstücksanschlüsse sowie für die durch den
Grundstückseigentümer veranlasste vorübergehende Absperrung bzw. für die
Wiederinbetriebnahme eines Grundstücksanschlusses erfolgt nach Maßgabe der
Bestimmungen in der Entgeltsatzung Wasserversorgung.

§ 6

Im § 13 Wasserlieferung

(4) Für die Haftung bei Versorgungsstörungen gelten die Regelungen des § 6 der
Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die Versorgung mit Wasser (AVB
WasserV).

§ 7

Im § 21 Berechnungsfehler

(2) Ansprüche nach Abs. 1 sind auf den der Feststellung des Fehlers vorhergehenden
Ablesezeitraum beschränkt, es sei denn, die Auswirkung des Fehlers kann über einen
größeren Zeitraum festgestellt werden; in diesem Fall ist der Anspruch auf Feststellung
des Fehlers auf längstens zwei Jahre beschränkt.



§ 8

Im § 22 Messeinrichtungen an der Grundstücksgrenze

(3) Die Kosten für Maßnahmen nach Abs. 1 und 2 trägt der Grundstückseigentümer nach
Maßgabe der Bestimmungen in der Entgeltsatzung Wasserversorgung.

(4) Die Verbandsgemeinde kann auf die Erstellung des Wasserzählerschachtes verzichten,
wenn sich der Eigentümer im Gegenzug schriftlich verpflichtet, sämtliche Kosten für die
Verlegung, Unterhaltung und Erneuerung der Anschlussleitung ab Grundstücksgrenze
sowie die Kosten für die Wasserverluste, die im Falle eines Wasserrohrbruches
entstehen, zu übernehmen; soweit die Wasserverluste nicht konkret gemessen wurden,
werden sie von der Verbandsgemeinde auf Grundlage angemessener Erfahrungswerte
geschätzt. Bei Eigentumsübergang verpflichtet sich der Eigentümer, die Rechte und
Pflichten aus dieser Regelung auf seinen Rechtsnachfolger zu übertragen sowie den
Eigentumsübergang der Verbandsgemeinde vor Abschluss des notariellen Vertrages
anzuzeigen.

§ 9

Im § 23 Betrieb, Erweiterung und Änderung der Kundenanlage

(2) Die Kundenanlage darf nur Beachtung der Vorschriften dieser Satzung und anderer
gesetzlicher oder behördlicher Bestimmungen sowie nach den allgemein anerkannten
Regeln der Technik (insbesondere EN 806-1 bis 806-5; DIN 1988-100 bis 1988-60; DIN
EN 1717) errichtet, erweitert, geändert und unterhalten werden. Die Errichtung der
Kundenanlage und wesentliche Veränderungen dürfen nur durch die Verbandsgemeinde
oder durch ein in ein Installateur Verzeichnis der Verbandsgemeinde eingetragenen
Installationsunternehmen erfolgen. Die Verbandsgemeinde ist berechtigt, die Ausführung
der Arbeiten des Installationsunternehmens zu überwachen.

(4) Erweiterungen und Änderungen der Kundenanlage sowie die Verwendung zusätzlicher
Verbrauchseinrichtungen sind der Verbandsgemeinde mitzuteilen, soweit sich dadurch
Bemessungsgrößen für die Entgelte ändern oder sich die vorzuhaltende Leistung
wesentlich ändert; dies gilt auch bei nachträglicher Installation einer
Brauchwasseranlage.

(6) - aufgehoben und gestrichen -

§ 10

Diese Änderungssatzung tritt zum 01.01.2020 in Kraft.

Wittlich, den 01. Juli 2020
Verbandsgemeindeverwaltung Wittlich-Land
gez. Dennis Junk, Bürgermeister


